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Wir untersuchen mit administrativen Datensätzen die Zugangswahrscheinlichkeit von
arbeitslosen Personen im Rechtskreis des Sozialgesetzbuches (SGB) II in zwei ausge-
wählte Maßnahmen des SGB III: Beauftragung Dritter mit der Vermittlung und Trai-
ningsmaßnahmen. Wir modellieren die Übergangswahrscheinlichkeiten in diese Maß-
nahmen im Februar 2005 für Personen, die am Ende des Vormonats arbeitslos gemel-
det waren. Die Effekte verschiedener Einflussgrößen auf diese Wahrscheinlichkeiten
werden durch Probit-Schätzungen quantifiziert. Dabei wird untersucht, ob Personen-
gruppen, die bereits in der Vergangenheit als schwer vermittelbar galten, gezielt durch
diese Maßnahmen gefördert werden. Hierzu gehören seit Einführung des SGB II auch
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaften (wie beispielsweise Partner von ehemaligen
Lohnersatzleistungsbeziehern), die sich in der Vergangenheit nicht oder nur vorüber-
gehend am Erwerbsleben beteiligt haben. Längere Unterbrechungen in der Erwerbs-
und Leistungsbezugshistorie sind ein Hinweis auf die Zugehörigkeit zu diesem Perso-
nenkreis. Die Ergebnisse sprechen nicht generell dafür, dass arbeitslose Personen mit
besonders geringen Chancen auf eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt gezielt
gefördert werden, was teilweise auf die Ausgestaltung der Maßnahmen zurückgeführt
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1 Einleitung
Für welche Gruppen von bedürftigen arbeitslosen
Personen ist die Zuweisung zu Trainingsmaßnah-
men (TM) oder Dritten mit dem Auftrag, Vermitt-
lungsaufgaben zu übernehmen, am wahrscheinlichs-
ten? Die Beauftragung Dritter mit der Vermittlung
und TM als Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik (AAMP) in Deutschland stehen im Mittel-
punkt der vorliegenden Untersuchung. Sie gehören
seit der Einführung des Sozialgesetzbuches (SGB)
II im Januar des Jahres 2005 neben Arbeitsgelegen-
heiten zu den am häufigsten genutzten Instrumen-
ten der AAMP im Rechtskreis des SGB II.
Das SGB II zielt darauf ab, bedürftige erwerbsfä-
hige Personen an den Arbeitsmarkt heranzuführen.
Dazu gehören auch eher arbeitsmarktferne Grup-
pen wie ehemalige Sozialhilfeempfänger und Part-
ner von ehemaligen Arbeitslosenhilfebeziehern, die
vor der Einführung des SGB II nicht unbedingt der
Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen mussten
und daher nicht durch Maßnahmen des SGB III ge-
fördert wurden. Für sie werden erst seit der Einfüh-
rung des SGB II systematisch Sozialdaten erfasst,
mit denen untersucht werden kann, inwieweit diese
Personengruppe1 durch die beiden genannten Ins-
trumente gefördert wird oder ob die Förderung sich
auf Personen konzentriert, die auch zuvor gefördert
werden konnten.
Folgende Fragen werden untersucht: 1) Welche Per-
sonengruppen weisen besonders hohe oder niedrige
Teilnahmewahrscheinlichkeiten auf? Von Interesse
sind dabei zum einen die traditionellen Zielgruppen
von AAMP wie z.B. Ältere, Geringqualifizierte,
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen
sowie Langzeitarbeitslose und zum anderen Perso-
nen, die erst durch die Einführung des SGB II mit
der Arbeitsvermittlung in Kontakt gekommen sind.
2) Gibt es Gruppen von Arbeitslosen, die aufgrund
der Ausgestaltung der untersuchten Maßnahmevari-
anten eine vergleichsweise hohe Eintrittswahr-
scheinlichkeit aufweisen? Wir untersuchen diese
Fragen für eine Stichprobe von Arbeitslosen im Ja-
nuar 2005 und modellieren mit Hilfe von Probit-Mo-
dellen ihre Übergangswahrscheinlichkeiten in TM
und in Beauftragungen Dritter im Monat Februar
2005.
1 Die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe kann zwar mit Hilfe von
Prozessdaten nicht direkt festgestellt werden. Für erwerbsfähige
Personen lässt sich mit diesen Daten aber eine Erwerbshistorie
feststellen, aus der hervorgeht, ob sie in den vergangenen Jahren
der Arbeitsvermittlung zur Verfügung standen oder sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt waren. Zudem können wir feststel-
len, welche Personen im Jahr vor der Einführung des SGB II Ar-
beitslosenhilfe bezogen haben.
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Es gibt wenige Studien für Deutschland zu Zugangs-
selektivität in TM: Über eine geringere Teilnahme-
wahrscheinlichkeit für Männer sowie für Ostdeut-
sche berichtet Osikominu (2005). Außerdem ist es
für bestimmte Altersgruppen (Jüngere sowie Äl-
tere) weniger wahrscheinlich, an einer TM teilzu-
nehmen. Heinemann/Gartner/Jozwiak (2006) finden
in einer deskriptiven Untersuchung zu Teilnehmer-
strukturen erwerbsfähiger Hilfebedürftiger hinge-
gen erhöhte Zugangsraten für Jüngere. Stephan/
Rässler/Schewe (2006) stellen eine höhere Zugangs-
wahrscheinlichkeit für Jüngere in nicht-betriebliche
TM fest.
Osikominu (2005) findet keinen Einfluss schulischer
und beruflicher Bildung. Laut Heinemann/Gartner/
Jozwiak (2006) werden gering qualifizierte erwerbs-
fähige Hilfebedürftige dagegen minimal unterpro-
portional zum Arbeitslosenbestand gefördert. Darü-
ber hinaus nehmen nach Stephan/Rässler/Schewe
(2006) Kurzzeitarbeitslose an TM zur Überprüfung
der Verfügbarkeit teil.
Zur Teilnahmewahrscheinlichkeit an Beauftragun-
gen Dritter liegen folgende Ergebnisse vor: Nach
Cramer et al. (2005) weisen die mittleren Alters-
gruppen zwischen 25 und 54 Jahren jeweils höhere,
die Älteren ab 55 Jahren dagegen niedrigere Teil-
nahmewahrscheinlichkeiten gegenüber den unter
25-Jährigen auf. Schwerbehinderte haben eine hö-
here Teilnahmewahrscheinlichkeit als andere. Die
Ergebnisse für einen Schulabschluss sind nicht signi-
fikant. Im Gegensatz zu einem Universitätsab-
schluss erhöht aber eine außerbetriebliche Ausbil-
dung die Teilnahmewahrscheinlichkeit gegenüber
keiner Ausbildung. Schließlich werden Personen,
die schon an Maßnahmen teilgenommen haben,
eher an einen Dritten verwiesen als Personen, die
nie an einer Maßnahme teilgenommen haben. Cra-
mer et al. (2005) differenzieren nicht zwischen Be-
auftragungen mit der gesamten und Teilaufgaben
der Vermittlung, was bei unterschiedlicher Teilneh-
merstruktur problematisch wäre. Heinemann/Gart-
ner/Jozwiak (2006) zeigen, dass im Rechtskreis
SGB II Personen, die Dritten mit der Beauftragung
von Teilaufgaben der Vermittlung zugewiesen wer-
den, mit stärkeren Vermittlungshemmnissen belas-
tet sein könnten als Teilnehmer an Beauftragungen
mit der gesamten Vermittlung.
Winterhager (2006) untersucht nur Beauftragungen
mit der gesamten Vermittlung. Danach weisen unter
30-Jährige im Vergleich zu Älteren eine sehr hohe
Zuweisungswahrscheinlichkeit auf. Ausländer wer-
den weniger häufig zugewiesen als Deutsche, und
Personen mit einem außerbetrieblichen Ausbil-
dungsabschluss werden im Vergleich zu anderen
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Für den Rechtskreis SGB II existiert bislang keine
Studie, in der multivariat die Teilnehmerselektion in
TM oder Beauftragungen Dritter analysiert wird.
Dies ist jedoch von Interesse, weil mit der neuen
Grundsicherung auch ehemalige Sozialhilfeempfän-
ger mit diesen Instrumenten gefördert werden kön-
nen. Ferner werden mit den Daten des SGB II-
Rechtskreises Beziehungen im Haushalt erfasst, so-
dass erstmals Variablen wie beispielsweise die Er-
werbsbiografie des Partners in die Selektionsanaly-
sen eingehen können. Eine Analyse der Zuwei-
sungswahrscheinlichkeit in Beauftragungen Dritter
mit Teilaufgaben der Vermittlung liegt bisher noch
gar nicht vor.
Der Artikel ist wie folgt gegliedert: Im zweiten Ka-
pitel werden die institutionellen Rahmenbedingun-
gen erläutert und daraus Hypothesen zur Selektivi-
tät der Maßnahmeteilnahme entwickelt. Kapitel
drei diskutiert kurz die Methodik und Wahl der Ko-
variablen. Im vierten Teil werden die Schätzergeb-
nisse vorgestellt. Der Beitrag endet mit der Zusam-




Mit dem vierten Gesetz für moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt wurden zu Beginn des Jahres
2005 Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe zu einer ein-
heitlichen Grundsicherung zusammengeführt. Das
Arbeitsförderungsrecht ist nun im SGB III und dem
neu eingeführten SGB II geregelt. Anspruchsbe-
rechtigt im SGB II sind erwerbsfähige Personen, die
ihren eigenen Lebensunterhalt und den der mit ih-
nen in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen
nicht (ausreichend) durch andere Sozialleistungen,
Arbeit, Einkommen oder Vermögen sichern kön-
nen.2
Seit der Einführung des SGB II werden zwei Perso-
nengruppen in der Arbeitslosenstatistik erfasst, die
zuvor nicht unbedingt Kontakt mit der Arbeitsver-
mittlung der Bundesagentur für Arbeit (BA) hatten:
Dies sind erwerbsfähige Personen, die vor 2005 So-
zialhilfe bezogen haben und erwerbsfähige, aber
2 Dies sind bspw. erwerbsfähige Hilfebedürftige, die ihren An-
spruch auf Arbeitslosengeld bereits erschöpft haben oder keine
Ansprüche auf Arbeitslosengeld haben, weil sie bspw. gerade ihre
schulische oder akademische Ausbildung abgeschlossen haben
oder noch nicht lange genug in Beschäftigung waren. Dazu gehö-
ren auch „Aufstocker“, die trotz des Arbeitslosengeldbezuges im
Rechtskreis SGB III bedürftig bleiben und deshalb gleichzeitig
noch Arbeitslosengeld II bekommen.
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nicht erwerbstätige Personen, deren Haushaltsein-
kommen vor 2005 durch Arbeitslosengeld- oder Ar-
beitslosenhilfebezug des Partners abgesichert war.
Das SGB II steht im Kontext einer Arbeitsmarktpo-
litik des Förderns und Forderns. Oberstes Ziel des
Förderns ist die Vermeidung der Hilfebedürftigkeit
durch Beschäftigung. Der Erhalt und die Verbesse-
rung der Erwerbsfähigkeit werden darüber hinaus
als weitere Ziele des Förderns genannt. Erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige können erstens durch Maßnah-
men nach § 16 (1) SGB II, die aus dem Rechtskreis
SGB III stammen, gefördert werden. Zweitens kön-
nen sie durch spezifische SGB II-Maßnahmen nach
§ 16 (2) SGB II gefördert werden. Zu ihnen gehören
sozialintegrative Leistungen, Arbeitsgelegenheiten
und das Einstiegsgeld sowie sonstige weitere Leis-
tungen.3
Tabelle 1 (im Anhang) zeigt die zugangsstärksten
Maßnahmen. Die Förderung erwerbsfähiger Hilfe-
bedürftiger mit SGB III-Maßnahmen findet bisher
hauptsächlich mit TM und Beauftragungen Dritter
statt. Dies gilt auch für Arbeitslose des SGB III-
Rechtskreises. Innerhalb des ersten Halbjahres 2005
dominierte im SGB II-Rechtskreis, gemessen an den
Zugängen, noch die Beauftragung mit Teilaufgaben
(60 Prozent). Im zweiten Halbjahr dagegen machte
die Beauftragung mit Teilaufgaben nur noch ein
Drittel an den Beauftragungen Dritter aus (Statistik
der BA).
Die Auswahl der Personen, die einem Dritten oder
einer TM zugewiesen werden, treffen die persönli-
chen Ansprechpartner in den Arbeitsgemeinschaf-
ten (ARGEn) oder getrennten Trägerschaften.
Diese Zuweisungsentscheidung ist in das institutio-
nelle Umfeld eingebettet: Dazu gehören Zielsetzun-
gen des Gesetzgebers sowie Strategien und Vorge-
hensweisen des jeweiligen Trägers. Außerdem sollte
die Passung des potenziellen Teilnehmers zur Maß-
nahme entscheidungsrelevant sein. Im Idealfall wer-
den einerseits Charakteristika des Klienten und an-
dererseits Merkmale der jeweiligen Maßnahme mit-
einander in Beziehung gesetzt.
Die Zuweisung in beide Maßnahmen mag zwar im
Interesse der Arbeitslosen stehen, insbesondere für
Personengruppen, deren Kosten der Arbeitssuche
durch die Maßnahmeteilnahme reduziert werden.4
Anders als im Rechtskreis SGB III besteht bei Be-
3 Zu den sonstigen weiteren Leistungen siehe § 16 (2) SGB II.
4 Dies mag für eine gegebene Suchperiode gelten. Außerdem
könnte die Zeit, bis eine neue Stelle gefunden wird, durch die
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auftragungen Dritter allerdings kein Rechtsan-
spruch auf die Maßnahmeteilnahme. Zudem zeigt
Kruppe (2006), dass im SGB III-Rechtskreis trotz
des Rechtsanspruchs unter 550 Zugewiesenen zu
Dritten bei nur 13 Prozent eine Zuweisung auf eige-
nen Wunsch erfolgte. Arbeitslose werden sich nur
dann um eine Zuweisung bemühen, wenn sie über
mögliche Maßnahmen informiert sind. Umgekehrt
besteht für den Arbeitslosen ein Anreiz, nach der
Zuweisung tatsächlich an der Maßnahme teilzuneh-
men, da die Ablehnung zu einer Leistungskürzung
(Sanktion) führen kann.
Welche Hypothesen zur Selektion in Maßnahmen
lassen sich nun ableiten?
Die Arbeitsgemeinschaften und getrennten Träger-
schaften planen ihren Bedarf an TM und Beauftra-
gungen Dritter mittelfristig. Dabei muss nicht nur
die Teilnehmehrzahl, sondern auch die Art des
meist standardisierten Maßnahmemoduls festgelegt
werden. Wurden die Verträge mit den Dritten zur
Durchführung von TM und Vermittlungsaufgaben
erst abgeschlossen, besteht für die persönlichen An-
sprechpartner ein Druck, die eingekauften Maßnah-
men zu besetzen. Dies kann dazu führen, dass Per-
sonen Maßnahmen zugewiesen werden, die gar
keine oder nur eine suboptimale Passung mit der
eigentlichen Zielgruppe der Maßnahme aufweisen.
Daraus kann folgen, dass bestimmte Zielgruppen,
die nachfolgend beschrieben werden, durch die
Maßnahmen nicht besonders gefördert werden. Be-
auftragungen Dritter sind im Vergleich zu TM zeit-
lich flexibler, da die Zuweisung laufend erfolgen
kann, wohingegen TM in vorher festgelegten Zeit-
räumen stattfinden.
Personen unter 25 Jahren sind im § 3 (2) SGB II als
wichtige Zielgruppe definiert: Sie sollen unverzüg-
lich in Arbeit oder Ausbildung vermittelt werden,
was eine vergleichsweise hohe Zugangswahrschein-
lichkeit erwarten lässt. Zudem sind nach § 11 (2)
SGB III Langzeitarbeitslose, Schwerbehinderte, Äl-
tere, Berufsrückkehrer und Geringqualifizierte be-
sonders förderungsbedürftig. Auch für diese tradi-
tionellen Zielgruppen werden höhere Teilnahme-
wahrscheinlichkeiten erwartet.
Aus der Ausgestaltung der Maßnahmen lassen sich
spezifische Thesen ableiten: TM sind Qualifizie-
rungsmaßnahmen. Sie sollen mittelbar die Integra-
tion in den ersten Arbeitsmarkt erleichtern, indem
die Eignung festgestellt wird, Arbeitssuche durch
Bewerbungstraining unterstützt wird oder Kennt-
nisse und Fähigkeiten vermittelt werden. Mit ihnen
wird jedoch auch die Arbeitsbereitschaft des Ar-
beitslosen überprüft. TM werden entweder in Grup-
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penmaßnahmen bei Trägern (nicht-betrieblich bzw.
Kurse) oder in Einzelmaßnahmen als Praktika in
Betrieben oder in Kombination beider Möglichkei-
ten durchgeführt. Kurtz (2003) zeigt, dass betriebli-
che TM vor allem zur Eignungsfeststellung und
Kenntnisvermittlung eingesetzt werden. Nur nicht-
betriebliche TM dienen zusätzlich zur Unterstüt-
zung der Selbstsuche sowie zur Überprüfung der
Arbeitsbereitschaft. Je nach Ziel und Inhalt dauert
die Förderung zwei bis acht Wochen; bei Kombina-
tion verschiedener TM darf maximal zwölf Wochen
gefördert werden. In den Daten der untersuchten
Stichprobe dauern nicht-betriebliche TM mit einem
Mittelwert von etwa 32 Tagen im Schnitt länger als
betriebliche TM (Mittelwert ca. 21 Tage). Während
der Maßnahme gelten Teilnehmer nur als arbeitsu-
chend und nicht mehr als arbeitslos.
Aufgrund ihrer kurzen Dauer und relativ geringen
Kosten gegenüber anderen Maßnahmen können ins-
besondere nicht-betriebliche TM leicht zur Sank-
tionierung bei Nichtkooperation und bei Verdacht
auf Arbeitsverweigerung verwendet werden. Dies
könnte einerseits eine Selektion gut ausgebildeter
Personen bedeuten, die keine Arbeit aufnehmen
möchten, da sie bspw. schwarzarbeiten. Anderer-
seits könnten aus Gründen fehlender Anreizstruktu-
ren5 zur Aufnahme einer Beschäftigung insbeson-
dere Problemgruppen am Arbeitsmarkt wie Jüngere
oder Geringqualifizierte verstärkt mit nicht-betrieb-
lichen TM gefördert werden. Wir gehen davon aus,
dass eine Teilnehmerselektion in nicht-betriebliche
TM von Problemgruppen (Jüngere oder Geringqua-
lifizierte) überwiegt.
Ferner vermuten wir, dass TM kurz nach dem Be-
ginn der Arbeitslosigkeit durchgeführt werden, um
rein technischen Problemen der Arbeitssuche früh-
zeitig zu begegnen. Daher sollte neben den genann-
ten Problemgruppen auch der neu hinzugekom-
mene Personenkreis, wie ehemalige Sozialhilfeemp-
fänger und Partner von ehemaligen Arbeitslosenhil-
feempfängern, besonders gefördert werden.
Die Zuweisungsentscheidung in betriebliche TM
könnte davon beeinflusst werden, dass Betrieben
keine Problemkandidaten zugemutet werden, damit
sie weiter solche Maßnahmen anbieten. Außerdem
werden Maßnahmen bevorzugt in Betrieben ge-
schaffen, die auch potenziell Stellen schaffen.6 Da-
5 Diese Personen haben einen niedrigeren Reservationslohn.
6 Betriebliche TM (insbesondere jene zur Eignungsfeststellung)
dienen u.a. als Vorbereitung für andere Maßnahmen und nicht
ausschließlich zur Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt (z.B.
als Arbeitserprobung für einen Eingliederungszuschuss). Dies
lässt sich z.T. in bisher zur Verfügung stehenden Daten wieder-
finden. Fast 70 Prozent sind in der Woche nach der Maßnahme
arbeitslos, ca. 14 Prozent davon bekommen einen Eingliederungs-
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her erwarten wir Creaming: Personen mit guten
Eingliederungsaussichten werden vergleichsweise
häufig in betriebliche TM vermittelt.
Beauftragungen Dritter mit der gesamten Vermitt-
lung zielen auf eine unmittelbare Integration des
Zugewiesenen in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung oder Ausbildung. Dies impliziert,
dass Personen gezielt gefördert werden, für die eine
Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt grund-
sätzlich möglich ist und eine Beschäftigung auf dem
zweiten Arbeitsmarkt noch nicht in Frage kommt.
Allerdings dürften persönliche Ansprechpartner
nicht gerade ihre „besten“ Klienten Dritten zuwei-
sen. Sofern sie ohne deren Hilfe in der Lage wären,
einen Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz zu finden,
sprechen Wirtschaftlichkeitsgründe (§ 14 SGB II)
gegen eine Zuweisung.
Es lassen sich also zwei gegensätzliche Tendenzen
ausmachen: Einerseits sollten die Zugewiesenen
keine starken Integrationshemmnisse aufweisen, so-
dass eine Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt
möglich ist. Andererseits wäre die Maßnahme un-
wirtschaftlich, wenn der Zugewiesene keine Integra-
tionshemmnisse hätte.
Wir gehen davon aus, dass Dritte vor allem mit der
gesamten Vermittlung von Personen mit mittelstark
ausgeprägten Integrationshemmnissen beauftragt
werden. Dies sind Personen mit mittellangen Ar-
beitslosigkeitsdauern ohne soziale oder gesundheit-
liche Probleme oder Personen ohne große Qualifi-
kationsdefizite, die womöglich bereits berufliche
Weiterbildungen oder betriebliche TM absolviert
haben.
Neben den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit und der Zielsetzung der Maßnahme
liefern die standardisierten Ausschreibungen für Be-
auftragungen mit der gesamten Vermittlung Hin-
weise auf eine Selektion der Teilnehmer. Zielgrup-
penspezifische Ausschreibungen gelten nur für Be-
auftragungen mit der Gesamtvermittlung. Offenbar
wurde die gesetzliche Vorgabe, junge Erwachsene
verstärkt zu fördern, explizit nur in den Ausschrei-
bungen für Gesamtaufgaben berücksichtigt, sodass
junge Erwachsene wahrscheinlich stärker mit die-
sem Instrument als mit Beauftragungen mit Teilauf-
gaben der Vermittlung gefördert werden.
Teilaufgaben der Vermittlung umfassen vor allem
Profiling und Aktivierung der Eigenbemühungen
chen TM teil. Teilnehmer an nicht-betrieblichen TM zur Eig-
nungsfeststellung bekommen hingegen eine Woche danach sehr
selten einen Eingliederungszuschuss (ein Prozent, 90 Prozent sind
arbeitslos (eigene Berechnungen)).
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durch Bewerbungs- und Fallmanagement. Die In-
tegration in den Arbeitsmarkt ist nur mittelbares
Ziel dieses Instruments, es soll vielmehr Vermittel-
barkeit erleichtert oder hergestellt und damit die
Beschäftigungsfähigkeit erhöht werden. Dies spie-
gelt sich in den Vergütungskonventionen wider:
Während die Vergütung bei Beauftragungen mit der
gesamten Vermittlung entweder auf einer Erfolgs-
oder einer Kombination von Aufwands- und Er-
folgspauschale basiert, werden für Teilbeauftragun-
gen laut den Ausschreibungen für 2005 nur Auf-
wandspauschalen gezahlt, die keinen Anreiz zur di-
rekten Integration der Kunden in den ersten Ar-
beitsmarkt vorsehen. Wir vermuten, dass Teilneh-
mer an Teilbeauftragungen in stärkerem Maße
Integrationshemmnisse (lange Arbeitslosigkeitsdau-
ern, geringeres Bildungs- und Ausbildungsniveau
und umfangreichere Maßnahmekarrieren) aufwei-
sen als Nicht-Teilnehmer.
3 Methode und Daten
Die Parameter von Determinanten der Zugangs-
wahrscheinlichkeiten in TM und Beauftragungen
Dritter werden mit Probit-Modellen geschätzt. Im
Schätzansatz spezifizieren wir Kovariablen so, dass
Nicht-Linearitäten aufgedeckt werden (z. B. werden
statt der Variable Alter Altersintervalle verwendet).
Als Test-Strategie gehen wir von einem „general-to-
specific“-Ansatz aus, d.h. wir starten mit einem
möglichst generellen Modell (Nicht-Linearitäten,
Interaktionen von Kovariablen mit Altersinterval-
len, alle potenziellen Kovariablen) und wählen mit
Hilfe von Wald-Tests simplere, statistisch valide
Spezifikationen aus. Um Größenordnungen der
wichtigsten Effekte aufzuzeigen, stellen wir beispiel-
haft dar, wie sich Übergangswahrscheinlichkeiten
für verschiedene Ausprägungen ausgewählter Kova-
riablen ändern. Die Ergebnisse der Schätzung sind
nicht als kausale Effekte zu interpretieren, geben
aber Aufschluss darüber, wie wahrscheinlich es für
bestimmte Personengruppen ist, durch die Maßnah-
men gefördert zu werden.
Als Datengrundlage dienen die Integrierten Er-
werbsbiografien (IEB) Version 4.2, die auf den Pro-
zessdaten der BA sowie Beschäftigtenmeldungen
der Arbeitgeber basieren.7 Die Daten enthalten Be-
schäftigungszeiten, Leistungsempfangszeiten nach
7 Hummel et al. (2005) beschreiben ausführlich die IEBS. Dies
ist eine Stichprobe aus einer früheren Version des von uns ver-
wendeten Datensatzes. Unser Datensatz unterscheidet sich von
der früheren Version vor allem dadurch, dass die Daten weiter
an den aktuellen Rand heranreichen und Merkmale zur Unter-
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SGB III, Arbeitslosen- und Arbeitsuchendenzeiten
sowie Maßnahmeteilnahmen. Zusätzliche Informa-
tionen kommen aus dem neu eingeführten A2LL-
Fachverfahren8 zur Erfassung von leistungsrelevan-
ten Daten in Arbeitsgemeinschaften und getrennten
Trägerschaften im Rechtskreis SGB II. Informatio-
nen zu Leistungsbezug, Leistungshöhe sowie zu Be-
darfsgemeinschaften und ihren Mitgliedern stehen
derzeit als Monatsquerschnitte in den Datamarts
der Statistik der BA zur Verfügung. Diese Informa-
tionen nutzen wir für eine Verknüpfung von Indivi-
dualinformationen der IEB mit Informationen von
anderen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft.
Die Maßnahmeteilnehmerstichprobe umfasst alle
Personen, die am 31. Januar 2005 in einer ARGE
oder getrennten Trägerschaft arbeitslos gemeldet
waren und im Februar einem Dritten zugewiesen
wurden oder eine TM begonnen haben. Das Alter
der Teilnehmer wurde auf 16 bis 64 eingegrenzt. Die
Nicht-Teilnehmerstichprobe besteht aus einer 19-
Prozent-Stichprobe des Arbeitslosenbestandes in
ARGEn und getrennten Trägerschaften im Rechts-
kreis SGB II am 31. Januar 2005.
Es werden gewichtete Schätzungen durchgeführt,
weil die Maßnahmezugänge aus Arbeitslosigkeit der
gesamten Population entsprechen und für die weit-
aus größere Gruppe der Nicht-Teilnehmer nur ein
Bruchteil der Population zufällig in die Stichprobe
aufgenommen wurde. Damit würde der Anteil der
Übergänge aus Arbeitslosigkeit in eine Maßnahme
ohne Gewichtung überschätzt, der Schätzer für die
Konstante des Probit-Modells für die Zugangswahr-
scheinlichkeiten wäre nach oben verzerrt und ge-
schätzte individuelle Übergangswahrscheinlichkei-
ten würden zu hoch ausgewiesen. Zudem würden
marginale Effekte, die von diesen individuellen
Übergangswahrscheinlichkeiten abhängen, inkonsis-
tent geschätzt. Daher werden solche Statistiken nur
mit Hilfe gewichteter Beobachtungen unserer Stich-
probe bestimmt, sodass sie repräsentativ für die
Grundgesamtheit sind. Das Gewicht für Übergänge
in eine Maßnahme ist der Anteil solcher Übergänge
in der Stichprobe relativ zum Anteil der Übergänge
in der Grundgesamtheit. Entsprechend wird das Ge-
wicht für die Beobachtungen ohne einen solchen
Übergang gebildet.9 Die Zugangswahrscheinlichkeit
ist die Wahrscheinlichkeit von Personen, die am
31. Januar 2005 im Rechtskreis des SGB II arbeits-
los gemeldet sind, im Februar 2005 in die jeweilige
Maßnahme einzutreten. Vier Maßnahme-Varianten
8 Dies ist die web-basierte Fachsoftware zur Umsetzung des
SGB II-Leistungsrechts.
9 Zur Bildung der Gewichte und der Likelihood-Funktion mit
Gewichtung für einen solchen Fall von Choice-Based-Sampling
siehe King/Zeng (2001: 142/143).
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werden untersucht: Beauftragung Dritter mit der
gesamten und Teilaufgaben der Vermittlung, nicht-
betriebliche und betriebliche TM.
Die Auswahl der Kovariablen erfolgt in Anlehnung
an Hujer/Caliendo/Thomsen (2003) und wird unter
anderem durch einige neue Variablen ergänzt, die
aus den A2LL-Verfahren für den Rechtskreis des
SGB II erzeugt werden.10 Folgende potenzielle De-
terminanten der Zugangswahrscheinlichkeiten wur-
den berücksichtigt:
Ð soziodemographische Merkmale (Alter, Nationa-
lität, Gesundheitszustand, Berufsrückkehrerin,
Qualifikation, berufliche Stellung)
Ð Merkmale zur Bedarfsgemeinschaftsstruktur
(Single/Paar, Kinder, Familienstand)
Ð Merkmale zur individuellen Arbeitsmarkthistorie
(Arbeitslosigkeit, Arbeitslosenhilfebezug am
31. Dezember 2004, ungeförderte sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung, Teilnahme an
Maßnahmen der AAMP, Unterbrechungen in der
Erwerbshistorie)
Ð Merkmale zur Erwerbshistorie des Partners (Ar-
beitslosigkeit, ungeförderte versicherungspflich-
tige Beschäftigung, Unterbrechungen in der Er-
werbshistorie, Arbeitslosigkeitsstatus am 31. Ja-
nuar 2005, Arbeitslosengeldbezug im Jahr 2004,
Arbeitslosenhilfebezug im Dezember 2004)
Ð Indikatoren für die lokale Arbeitsmarktsituation
und ihre Veränderungen gegenüber dem Vorjahr
(Arbeitslosenquote, Verhältnis der Anzahl offe-
ner Stellen zur Anzahl der Arbeitslosen, Anteil
der Langzeitarbeitslosen am Arbeitslosenbe-
stand, Kreistyp in Anlehnung an Blien et al.
2006).
Unterbrechungen in der Erwerbs-, Arbeitsuchen-
den- und Leistungshistorie zusammengenommen
tragen dazu bei, näherungsweise Personen zu identi-
fizieren, die vor der Einführung des SGB II mit dem
Erwerbsleben nur zeitweise oder gar nicht in Kon-
takt waren.11 Wir nennen diese Zeitspannen kurz
Unterbrechungen oder Lücken in der Erwerbsbio-
grafie.
10 Hierbei konnten nicht alle Variablen berücksichtigt werden,
wie beispielsweise der Wirtschaftszweig, weil die gelieferten Wirt-
schaftszweigangaben bei zahlreichen Beschäftigungsperioden
fehlten.
11 Diese Personengruppe identifizieren wir nur näherungsweise
über Zeitspannen von Lücken in der beobachteten Erwerbshis-
torie und berücksichtigen damit die Dynamik der Zustände, d.h.
dass Personen zeitweise Kontakt mit Arbeitsmarkt oder Arbeits-
vermittlung haben können und zeitweise nicht. In einer alternati-
ven Vorgehensweise könnte man Personen, die an einem Stichtag
oder über einen gesamten festgesetzten Zeitraum eine Lücke auf-
weisen, dieser Gruppe zuordnen und über einen Dummy direkt
testen. Damit würde jedoch die Dynamik der Zustände vernach-
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4 Ergebnisse
Wir betrachten Übergänge in nicht-betriebliche und
betriebliche TM ebenso wie die Beauftragung Drit-
ter mit der gesamten Vermittlung und mit Teilaufga-
ben der Vermittlung getrennt. Für alle Maßnahmen
wurden Parameter der Zugangswahrscheinlichkei-
ten für Männer in Ostdeutschland, Frauen in Ost-
deutschland, Männer in Westdeutschland und
Frauen in Westdeutschland getrennt geschätzt.12 Die
Kovariablen sind jeweils gleich für die beiden über-
greifenden Maßnahmen: TM und Beauftragung
Dritter.13 Deskriptive Statistiken zu den Kovariab-
len werden in Tabelle 7 im Anhang ausgewiesen.14
Die Ergebnisse der einzelnen Probit-Schätzungen
werden mit Hilfe von marginalen Effekten der Ko-
variablen veranschaulicht, die für eine spezifische
Referenzperson gelten (die Eigenschaften dieser
Person sind in Tabellen 3 bis 6 im Anhang gekenn-
zeichnet). Das Vorzeichen der marginalen Effekte
wäre für verschiedene Personen immer gleich. Die
Größenordnung dieser Effekte und auch die in den
Tabellen ausgewiesene Referenzübergangswahr-
scheinlichkeit beziehen sich allerdings nur auf die
(jeweils) ausgewählte Referenzperson.
Nicht-betriebliche Trainingsmaßnahmen
Die marginalen Effekte von ausgewählten Determi-
nanten der Zugangswahrscheinlichkeit in nicht-be-
triebliche TM werden im Anhang in Tabelle 3 prä-
sentiert (marginale Effekte und die zugehörigen
Standardfehler werden in den Tabellen in Prozent-
punkten ausgewiesen). Wir gehen der Frage nach,
ob die Zugangswahrscheinlichkeiten für traditio-
nelle Zielgruppen tatsächlich höher sind als für an-
dere Personen, ob Personen, die über längere Perio-
12 Die Arbeitsmarktsituation in Ost- und Westdeutschland und
daher auch die Intensität der aktiven Arbeitsmarktpolitik unter-
scheiden sich nach wie vor erheblich. Daher haben wir uns ent-
schieden, die beiden Regionen getrennt zu betrachten. Wir haben
uns auch für unterschiedliche Modelle für Männer und Frauen
entschieden. Grund ist, dass die Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern sich nicht allein in einem gemeinsamen Modell für
Männer und Frauen durch eine binäre Variable für das Ge-
schlecht und wenige Interaktionsterme zwischen den Kovariablen
und dem Geschlecht darstellen lassen. Dies haben wir mit Hilfe
von Wald-Tests untersucht.
13 Im Einzelfalle erlauben wir Unterschiede in der Spezifikation
der Kovariablen der Probit-Modelle. So kann bei einzelnen Mo-
dellen eine Gruppe von Kovariablen ausgeschlossen werden,
wenn sie hoch insignifikant ist und dies eine Berechnung der
Standardfehler von marginalen Effekten erschwert.
14 Auch bei den im Anhang ausgewiesenen deskriptiven Statisti-
ken wurde durch eine Gewichtung die unterschiedliche Ziehungs-
wahrscheinlichkeit von Teilnehmern und Nicht-Teilnehmern be-
rücksichtigt. Die Statistiken werden nur für die Stichprobe, die
sich aus Teilnehmern an nicht-betrieblichen Trainingsmaßnahmen
und den Nicht-Teilnehmern zusammensetzt präsentiert, da es
keine maßgeblichen Unterschiede zu den anderen Stichproben
gibt.
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den dem Arbeitsmarkt fern standen, durch dieses
Instrument gefördert werden und insbesondere der
Frage, auf welche Altersgruppen sich TM konzent-
rieren.
Die marginalen Effekte für die Variable Alter zei-
gen, dass die Übergangsraten für erwerbsfähige Hil-
febedürftige unter 26 Jahren höher sind als für Äl-
tere. Dies gilt für jede der vier Gruppen. Dieser re-
lative Unterschied ist in Westdeutschland jedoch
viel schwächer ausgeprägt als in Ostdeutschland.
Für einen ostdeutschen Referenzmann, der jünger
als 21 Jahre alt ist, liegt sie bei rund 2,9 Prozent. Für
die nächste Altersgruppe, 21- bis 25-Jährige, ist sie
nur wenig niedriger. Für den 26- bis 30-Jährigen
liegt ist sie jedoch bei nur 0,8 Prozent. Auch für die
fünf weiteren Altersgruppen nimmt die Zugangs-
wahrscheinlichkeit mit dem Alter ab (jedoch nicht
mehr sprunghaft).
Junge Erwachsene sind die wichtigste Zielgruppe
von nicht-betrieblichen TM. Dies entspricht unseren
Erwartungen. Nicht-betriebliche TM mögen gerade
für junge Erwachsene ein wirkungsvolles Instru-
ment für die Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt sein, da beispielsweise ein Bewerbungstrai-
ning die Wiedereingliederungschancen am Beginn
des Erwerbslebens in besonderem Maße verbessern
sollte. Ferner können junge Personen im Falle der
Ablehnung einer Teilnahme weit höher sanktioniert
werden als ältere Hilfebedürftige.15 Daher sind
kurze, vergleichsweise kostengünstige TM ein Ins-
trument, das womöglich intensiv genutzt wird, um
die Arbeitsbereitschaft von jungen Erwachsenen zu
überprüfen.
Allerdings sollen junge Erwachsene auch nicht län-
ger als drei Monate (registriert) arbeitslos bleiben
(Bundesagentur für Arbeit 2006). Da Teilnehmer an
TM nicht arbeitslos, sondern nur arbeitsuchend ge-
meldet sind, haben sie nach Abschluss der Maß-
nahme wieder eine Arbeitslosigkeitsdauer von null
Monaten. Der abrupte Rückgang der Übergangs-
rate zwischen der Altersstufe 21Ð25 Jahre und der
Altersstufe 26Ð30 Jahre zeigt, dass auch das buch-
halterische Ziel einer Arbeitslosigkeitsdauer von
nicht mehr als drei Monaten verfolgt wird. Dies
spricht jedoch nicht für eine effektive Handhabung
15 Falls erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebensjahr
vollendet haben, eine Maßnahmeteilnahme ablehnen, könnten
sie durch den Wegfall des Zuschlages zum Arbeitslosengeld II
und durch eine 30-prozentige Reduzierung der Arbeitslosen-
geld II Regelleistung für drei Monate sanktioniert werden. Für
jüngere hilfebedürftige Personen entfällt die Arbeitslosengeld II
Regelleistung während dieser Zeit vollkommen (siehe § 31 SGB
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des Instrumentes: A priori liegt kein Grund dafür
vor, dass von einer Altersgruppe zur nächsten ein
weit geringerer Anteil von Personen effektiv durch
die Maßnahme gefördert werden könnte.
Weitere Zielgruppen der AAMP sind ausländische
Mitbürger und Personen mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen. Die marginalen Effekte für Auslän-
der implizieren, dass in Ostdeutschland die Über-
gangswahrscheinlichkeiten von Ausländern höher
sind als für vergleichbare Deutsche. Allerdings sind
nur rund 6,5 Prozent der ostdeutschen Arbeitslosen
Ausländer, während es in Westdeutschland mehr als
20 Prozent sind (siehe Tabelle 7 im Anhang). Perso-
nen mit gesundheitlichen Einschränkungen aus al-
len vier Gruppen gehen mit einer geringeren Wahr-
scheinlichkeit in nicht-betriebliche TM als vergleich-
bare Personen ohne solche Einschränkungen. Dies
entspricht nicht der Annahme, dass diese Gruppen
besonders gefördert werden.
Eine weitere Zielgruppe der AAMP sind Gering-
qualifizierte. Die marginalen Effekte der Bildungs-
variablen zeigen, dass Personen ohne Schulab-
schluss (Referenzperson) besonders geringe Über-
gangswahrscheinlichkeiten haben. Nur für Männer
mit Hochschulreife und Berufs- oder Hochschulab-
schluss ist die Übergangswahrscheinlichkeit niedri-
ger, jedoch nicht signifikant. Personen, die in eine
der anderen vier Bildungskategorien von Haupt-
schulabschluss und mittlerer Reife mit oder ohne
Berufsausbildung fallen, werden stärker gefördert
als Personen ohne Schulabschluss. Ferner werden
der Tendenz nach Personen mit mittlerer Reife
ebenso stark und manchmal (z.B. ostdeutsche Män-
ner) stärker gefördert als Personen mit Hauptschul-
abschluss. Somit zeigt sich, dass die Annahme, dass
besonders Geringqualifizierte verstärkt mit nicht-
betrieblichen TM gefördert werden, nicht zutrifft.
Als weitere definierte Zielgruppe werden auch Be-
rufsrückkehrerinnen nicht vermehrt in TM geför-
dert.
Für die Dauer der letzten Arbeitslosigkeit bei gege-
bener kumulierter Dauer der Arbeitslosigkeit der
vergangenen fünf Jahre zeigen die Ergebnisse, dass
die Übergangswahrscheinlichkeit signifikant (außer
für Frauen in Ostdeutschland) mit der Dauer der
Arbeitslosigkeit zunimmt. Für den ostdeutschen Re-
ferenzmann liegt die Übergangswahrscheinlichkeit
bei einer Dauer von vier bis sechs Monaten bei rund
2,9 Prozent. Sie ist damit um rund 0,6 Prozent-
punkte oder rund ein Sechstel niedriger als bei einer
Dauer von 25 bis 60 Monaten. Relativ gesehen ist
dieser Effekt für die westdeutschen Referenzperso-
nen ähnlich. Die marginalen Effekte machen für alle
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Gruppen deutlich, dass keine verstärkte Förderung
am Anfang der Arbeitslosigkeit stattfindet wie zu-
vor angenommen.
Größere Lücken in der Erwerbshistorie sollten vor
allem für ehemalige Sozialhilfeempfänger und Part-
ner von ehemaligen Lohnersatzleistungsempfängern
auftreten, die besonders lange nicht im Kontakt mit
dem Arbeitsmarkt standen. Unsere Ergebnisse spre-
chen dafür, dass Intervalle für die kumulierte Dauer
solcher Lücken für die Variation der Übergangs-
wahrscheinlichkeiten kaum eine Rolle spielen. In
Ostdeutschland ist sogar eher eine Förderung von
Personen ohne Lücke in der Erwerbshistorie zu se-
hen. Wir können also nicht feststellen, dass Perso-
nen mit besonders langen Unterbrechungen der Er-
werbshistorie stärker gefördert werden als andere
Personen. Nicht-betriebliche TM werden daher bis-
lang nicht gezielt genutzt, um diesen Personenkreis
an den Arbeitsmarkt heranzuführen.
Die Ergebnisse zur Teilnahme an Maßnahmen der
AAMP zeigen, dass für Männer in Ost- und Frauen
in Westdeutschland, die bereits an einer TM teilge-
nommen haben, die Übergangswahrscheinlichkeit
höher ausfällt als für vergleichbare andere Perso-
nen. Der marginale Effekt ist jedoch nur für ost-
deutsche Männer signifikant. Die kumulierte Dauer
von Maßnahmeteilnahmen innerhalb der letzten
fünf Jahre spielt als Determinante der Übergangsra-
ten in nicht-betriebliche TM kaum eine Rolle. In
Westdeutschland zeigt sich für die Dauer seit dem
Ende der letzten Maßnahmeteilnahme, dass Perso-
nen, die bereits innerhalb der letzten drei Monate
eine Maßnahme abgeschlossen haben, durch TM
stärker gefördert werden als Personen, die an keiner
Maßnahme teilgenommen haben.
Die Koeffizienten für die Anzahl vergangener Maß-
nahmeteilnahmen implizieren für Frauen in Ost-
deutschland und Männer in Westdeutschland, dass
Maßnahmeteilnahmen in den letzten fünf Jahren
mit einer deutlich höheren Übergangswahrschein-
lichkeit in nicht-betriebliche TM verbunden sind als
keine Teilnahme. Für die anderen beiden Gruppen
konnten wir keine statistisch signifikanten Effekte
nachweisen.
Die Ergebnisse zur kumulierten Dauer regulärer
Beschäftigung im Zeitraum 1999 bis 2003 entspre-
chen nur teilweise unseren Erwartungen: Für Perso-
nen mit größerer Arbeitsmarktnähe sollte die Not-
wendigkeit, durch nicht-betriebliche TM gefördert
zu werden, geringer sein als für Personen, die kaum
oder gar nicht regulär beschäftigt waren. Für West-
deutschland konnten wir hier keinen signifikanten
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die Ergebnisse der Tendenz nach dafür. Insbeson-
dere Frauen, die im genannten Zeitraum keiner Be-
schäftigung nachgingen, haben eine weit höhere
Wahrscheinlichkeit in eine nicht-betriebliche Trai-
ningsmaßnahme überzugehen als Frauen, die zeit-
weise in den Jahren 1999 bis 2003 beschäftigt waren.
Die Übergangsraten in nicht-betriebliche TM könn-
ten mit der Erwerbshistorie des Partners variieren.
Persönliche Ansprechpartner mögen beispielsweise
Hauptverdiener stärker fördern als Personen mit
Partnern, die dem Arbeitsmarkt näher stehen. Dies
wird durch unsere Ergebnisse jedoch nicht bestätigt.
Betriebliche Trainingsmaßnahmen
Die Ergebnisse sind im Anhang in Tabelle 4 darge-
stellt. Wie bei den nicht-betrieblichen Maßnahmen
kommen wir zu dem Ergebnis, dass die Übergangs-
wahrscheinlichkeit in die Maßnahme mit dem Alter
fällt. Dieser Zusammenhang fällt kontinuierlicher
aus als bei den nicht-betrieblichen TM, ist jedoch
für westdeutsche Männer nicht signifikant.
Ausländer, Personen mit gesundheitlichen Ein-
schränkungen sowie Berufsrückkehrerinnen werden
durch betriebliche TM nicht stärker, sondern eher
weniger stark gefördert als vergleichbare andere
Personen. Die Ergebnisse sind jedoch selten signifi-
kant.
Unsere Ergebnisse zur Bildung weisen darauf hin,
dass Personen ohne Schulabschluss weniger durch
betriebliche TM gefördert werden als besser ausge-
bildete Personen. Für Männer in Ostdeutschland
steigen die marginalen Effekte sogar an, je höher
der Abschluss ist. Für einen Referenzmann in Ost-
deutschland ohne Abschluss liegt die Übergangs-
wahrscheinlichkeit bei etwa 0,43 Prozent. Mit
Hauptschulabschluss und Berufsausbildung ist sie
bereits 0,44 Prozentpunkte höher und mit Hoch-
schulreife und Berufs- oder Hochschulabschluss so-
gar 0,78 Prozentpunkte höher. Personen ohne Ab-
schluss werden also nicht wie eine Zielgruppe der
AAMP überproportional gefördert. Womöglich sind
betriebliche TM für Geringqualifizierte nicht geeig-
net, dennoch werden sie auch nicht durch Arbeits-
gelegenheiten in der Mehraufwandsvariante (Ein-
Euro-Jobs) besonders gefördert (Wolff/Hohmeyer
2006). Dies zeigt, dass das von uns erwartete Crea-
ming bei betrieblichen TM zutrifft: Personen mit
besseren Arbeitsmarktchancen haben auch höhere
Zugangsraten in betriebliche TM.
Die Übergangsraten für Personen mit einer unter-
schiedlichen Arbeitslosigkeitsdauer sind nur für
Westdeutschland signifikant. Hier zeigt sich für die
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Referenzgruppe von vier bis sechs Monaten Ar-
beitslosigkeitsdauer die höchste Zugangsrate. Wo-
möglich sind Personen nach einer sehr langen Ar-
beitslosigkeit nur sehr schwer in Betriebspraktika zu
vermitteln.
Für die kumulierte Dauer der Maßnahmeteilnah-
men sind die Ergebnisse bis auf eine Ausnahme
nicht signifikant. Hier zeigen sich jedoch Unter-
schiede zwischen West- und Ostdeutschland. Wäh-
rend die Zugangswahrscheinlichkeit für Ostdeut-
sche mit der kumulierten Maßnahmedauer leicht
sinkt, steigt sie für Westdeutsche.16 Ferner ist für alle
Gruppen außer den ostdeutschen Männern die
Übergangswahrscheinlichkeit tendenziell umso hö-
her, je mehr Maßnahmeteilnahmen in den vergange-
nen fünf Jahren stattgefunden haben.
Die Übergangswahrscheinlichkeiten in betriebliche
TM variieren nicht signifikant mit der Dauer seit
dem Ende der letzten Maßnahmeteilnahme für
Frauen in Ostdeutschland. Für Männer in Ost-
deutschland sowie für Westdeutsche ist die Teil-
nahme im Vergleich zu anderen Personen besonders
hoch, falls die letzte Maßnahmeteilnahme nur ein
bis drei Monate zurückliegt. Danach geht die Über-
gangswahrscheinlichkeit für ostdeutsche Männer
der Tendenz nach mit der Dauer seit dem Maßnah-
meende zurück, während sie in Westdeutschland für
höhere Dauern seit dem Maßnahmeende weitestge-
hend konstant niedriger ist.17
Für Männer mit vier bis sechs Monaten Beschäfti-
gung im Zeitraum von 1999 bis 2003 ist der Zugang
in eine betriebliche TM signifikant wahrscheinlicher
als für Männer, die in diesem Zeitraum gar nicht
beschäftigt waren. Die Zugangswahrscheinlichkeit
ist ab einer Beschäftigungsdauer von sieben Mona-
ten zudem höher als bei einer Dauer von vier bis
sechs Monaten. Auch dies bestätigt die Creaming-
These.
Die kumulierte Dauer von Erwerbsunterbrechun-
gen der Partnerin ist für Männer eine signifikante
Determinante der Übergangswahrscheinlichkeiten
in betriebliche TM. Lange Erwerbsunterbrechungen
der Partnerin von mehr als einem Jahr sind mit nied-
rigeren Übergangswahrscheinlichkeiten verbunden.
Dies spricht dafür, dass Männer, die den Hauptver-
diener in der Bedarfsgemeinschaft darstellen, weni-
16 Für Frauen steigt die Rate ab 19 Monaten sogar sehr deutlich
und signifikant.
17 Bei den ostdeutschen Männern trifft dies allerdings für das In-
tervall von 16 bis 20 Monaten nicht zu. In diesem Intervall ist ihre
Übergangswahrscheinlichkeit kaum geringer als für die Referenz-
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ger stark durch betriebliche TM gefördert werden
als Männer mit einer Partnerin, die sich vergleichs-
weise stark am Erwerbsleben beteiligt hat.
Beauftragung Dritter mit der gesamten
Vermittlung
Die Ergebnisse der Schätzung für Beauftragungen
Dritter mit der gesamten Vermittlung finden sich in
Tabelle 5 im Anhang. Für alle vier Gruppen zeigt
sich erwartungsgemäß, dass junge Erwachsene bis
zu 25 Jahren mit weitaus höherer Wahrscheinlich-
keit an eine private Vermittlungsagentur verwiesen
werden als ältere Personen. Während bspw. die
Übergangswahrscheinlichkeit bei einer ostdeut-
schen Referenzfrau, die 16 bis 20 Jahre alt ist bei
0,89 Prozent liegt, beträgt sie für 26- bis 30-jährige
Referenzfrauen nur noch 0,08 Prozent. Dies resul-
tiert wohl zum einen aus dem gesetzlichen Auftrag,
Jugendliche unverzüglich in Arbeit oder Ausbildung
zu vermitteln und zum anderen aus der Betonung
Jüngerer als Zielgruppe in den Ausschreibungen.
Für Personen mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen ist es unwahrscheinlicher, an einen Dritten mit
dem Auftrag der gesamten Vermittlung verwiesen
zu werden als für solche ohne Einschränkungen. Be-
züglich der Teilnahmewahrscheinlichkeit von Aus-
ländern sind die Ergebnisse für Ost- und West-
deutschland genau gegensätzlich: Während in West-
deutschland niedrigere Übergangswahrscheinlich-
keiten für Ausländer als für Deutsche festzustellen
sind, werden in Ostdeutschland eher Ausländer ei-
nem Dritten zugewiesen.
Unterschiede in der Förderwahrscheinlichkeit zwi-
schen Ost- und Westdeutschland bestehen auch hin-
sichtlich der Qualifikation: In Westdeutschland
spielt der Einfluss schulischer und beruflicher Ab-
schlüsse bei der Zuweisung zu einer privaten Ar-
beitsvermittlung keine Rolle. In Ostdeutschland da-
gegen weisen Personen mit Hauptschulabschluss
aber ohne abgeschlossene Berufsausbildung im Ver-
gleich mit anderen Kombinationen schulischer und
beruflicher Ausbildung die höchsten Zuweisungs-
wahrscheinlichkeiten auf. Allerdings werden junge
Erwachsene bis 31 Jahre, die schon eine berufliche
Qualifizierung haben, eher gefördert als andere im
gleichen Alter ohne beruflichen Abschluss. Außer-
dem zeigt sich, dass Männer in Ostdeutschland mit
mittleren und längeren kumulierten Arbeitslosig-
keitsdauern eher Dritten zugewiesen werden. Für
die anderen Gruppen ergibt sich kein systematischer
Einfluss vorangegangener Arbeitslosigkeitsepiso-
den.
Zusammenfassend wird nur eine schwache traditio-
nelle Zielgruppenorientierung für die Beauftragung
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Dritter mit der gesamten Vermittlung festgestellt.
Auf der einen Seite wird dies hinsichtlich der ver-
stärkten Förderung von jungen Erwachsenen und
nicht von Älteren durch die Gesetzgebung begüns-
tigt. Auf der anderen Seite liegt dies womöglich an
besonderen Charakteristika der Maßnahme. So be-
steht die Voraussetzung einer erfolgreichen Vermitt-
lung in einen Arbeits- bzw. Ausbildungsplatz in ei-
ner beruflichen bzw. schulischen Qualifikation, wo-
mit sich geringe Teilnahmewahrscheinlichkeiten für
junge Geringqualifizierte erklären lassen. Gesund-
heitliche Einschränkungen können ebenfalls die un-
mittelbare Vermittlung in den Arbeitsmarkt behin-
dern, was geringe Teilnahmewahrscheinlichkeiten
des betroffenen Personenkreises erklärt.
Personen, die vor der Einführung des SGB II län-
gere Zeit keinen Kontakt zur Arbeitsvermittlung
oder mit dem Arbeitsmarkt hatten, weisen niedri-
gere Teilnahmewahrscheinlichkeiten auf als solche
mit kurzen oder gar keinen Lücken in der Erwerbs-
biografie. Außerdem fällt die Wahrscheinlichkeit
der Zuweisung zu einem Dritten unter den ostdeut-
schen Männern für ehemalige TM-Teilnehmer hö-
her aus als für andere. Beide Resultate deuten da-
rauf hin, dass der Förderschwerpunkt nicht so sehr
auf dem Personenkreis liegt, der erst durch die Ein-
führung des SGB II mit Instrumenten der AAMP
gefördert werden kann.
Strukturen innerhalb der Bedarfsgemeinschaft des
Arbeitslosen sowie Merkmale des Partners scheinen
keinen bedeutenden systematischen Einfluss auf die
Selektion zu Dritten mit dem Auftrag der gesamten
Vermittlung zu haben.
Beauftragung Dritter mit Teilaufgaben
der Vermittlung
Nachfolgend wird untersucht, inwiefern die traditio-
nelle Zielgruppenorientierung von AAMP für die
Zuweisung zu privaten Dienstleistern, die Teilaufga-
ben der Vermittlung übernehmen sollen, eine Rolle
spielt. Die Schätzergebnisse sind in Tabelle 6
(im Anhang) aufgelistet. Genau wie bei der Beauf-
tragung Dritter mit der Gesamtvermittlung zeigen
die Schätzungen, dass der Förderschwerpunkt bei
Beauftragungen mit Teilaufgaben nicht auf den Äl-
teren liegt. Die klare Orientierung auf die Ziel-
gruppe der jungen Erwachsenen bis 25 Jahre findet
sich hier jedoch nur in Ostdeutschland wieder. Die
Teilnahmewahrscheinlichkeit liegt bspw. bei dem
jüngeren Referenzmann bis 25 Jahre bei 0,38 bis
0,44 Prozent und in der nächstälteren Gruppe nur
noch bei 0,19 Prozent. In Westdeutschland dagegen
fällt der Unterschied zwischen den Altersgruppen
nicht so groß aus; die höchste Zuweisungswahr-Sarah Bernhard et al. Selektivität bei der Zuweisung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger
scheinlichkeit hat die mittlere Altersgruppe zwi-
schen 36 und 50 Jahren. Personen mit gesundheitli-
chen Einschränkungen haben geringere Chancen,
einem Dritten zugewiesen zu werden, als diejenigen
ohne Einschränkungen. Hinsichtlich der Qualifika-
tion werden insbesondere Personen mit Hauptschul-
abschluss aber ohne Berufsausbildung gefördert.
Weisen neben Geringqualifizierten auch Langzeitar-
beitslose höhere Zuweisungswahrscheinlichkeiten
zu privaten Vermittlungsdienstleistern auf? Für
Männer in Westdeutschland und Ostdeutsche liegt
der Zielgruppenfokus der Beauftragungen mit Teil-
aufgaben auf Personen, die schon besonders lange
arbeitslos gemeldet sind. Frauen in Westdeutschland
dagegen weisen höhere Zuweisungswahrscheinlich-
keiten auf, wenn sie in den letzten fünf Jahren insge-
samt nur bis zu sechs Monate arbeitslos gemeldet
waren.
Hinsichtlich der traditionellen Zielgruppenorientie-
rung bei der Zuweisung zu Dritten mit dem Auftrag,
Teilaufgaben der Vermittlung zu übernehmen, hal-
ten wir fest, dass diese bezüglich langzeitarbeitsloser
und gering qualifizierter Personen besteht. Dagegen
zeigt sich keine Fokussierung auf ältere, ausländi-
sche oder mit gesundheitlichen Problemen konfron-
tierte Arbeitslose.
Personen, die in der Vergangenheit bereits Maßnah-
men absolviert haben, werden tendenziell mit höhe-
rer Wahrscheinlichkeit einem Dritten zugewiesen
als solche ohne Maßnahmeerfahrung. Darüber hi-
naus zeichnet sich Ð allerdings nur für westdeutsche
Männer Ð ab, dass die aufsummierte Berufserfah-
rung in regulärer Beschäftigung in der Zeit von An-
fang 1999 bis Ende 2003 schon ab vier Monaten die
Übergangswahrscheinlichkeit in die Beauftragung
eines Dritten absenkt.
Im Kontext des Befunds, dass insbesondere schwer
vermittelbare Arbeitslose die Zielgruppe der Beauf-
tragung Dritter mit Teilaufgaben der Vermittlung
darstellen, steht folgendes Resultat: Aufstocker Ð
das sind Personen, die trotz des Bezugs von Arbeits-
losengeld bedürftig bleiben Ð haben in West-
deutschland geringere Chancen, einem Dritten zu-
gewiesen zu werden.
Folgendes Ergebnis scheint die weitläufigere Ver-
breitung des Modells des männlichen Ernährers in
Westdeutschland zu stützen: Sind in einer Bedarfs-
gemeinschaft beide Partner am 31. Januar 2005 ar-
beitslos gemeldet, steigt nur für den westdeutschen
Referenzmann die Zuweisungswahrscheinlichkeit
von 0,25 Prozent auf 0,64 Prozent. Für alle anderen
Gruppen hingegen beeinflusst die Tatsache, mit ei-
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nem ebenfalls arbeitslosen Partner in der Bedarfsge-
meinschaft zu leben, nicht die Förderwahrschein-
lichkeit.
5 Zusammenfassung
In unserer Studie wurden die Determinanten der
Zugangswahrscheinlichkeit aus Arbeitslosigkeit im
Rechtskreis des SGB II in TM sowie in Beauftra-
gungen Dritter zu Beginn des Jahres 2005 unter-
sucht. Die Analyse wurde mit Hilfe von Probit-Mo-
dellen Ð getrennt nach Geschlecht sowie Ost- und
Westdeutschland Ð durchgeführt.
Wir haben herausgearbeitet, inwieweit unter den
Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB II Personen
mit besonders geringen Chancen auf eine Wieder-
eingliederung ins Erwerbsleben auch gezielt geför-
dert werden. Eine solche Zielgruppe sind junge Er-
wachsene. Unseren Ergebnissen zufolge werden
Personen bis zu 25 Jahren durch drei der vier Instru-
mente weit stärker gefördert als Personen, die älter
als 25 sind. Dies korrespondiert hinsichtlich der Be-
auftragungen Dritter mit der gesamten Vermittlung
mit dem Befund von Winterhager (2006). Einzige
Ausnahme bezüglich der intensiven Förderung jun-
ger Erwachsener sind Beauftragungen Dritter mit
Teilaufgaben der Vermittlung in Westdeutschland,
bei der Personen zwischen 36 und 50 Jahren ähnlich
wie bei Cramer et al. (2005)18 die höchsten Über-
gangswahrscheinlichkeiten aufweisen. Für nicht-be-
triebliche TM stimmen unsere Ergebnisse mit denen
von Stephan/Rässler/Schewe (2006) überein. Eine
weitere Zielgruppe, ältere Personen über 51 Jahre,
werden durch keine der untersuchten Maßnahmen19
besonders gefördert.
Weitere Zielgruppen sind ausländische Mitbürger,
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen
und Berufsrückkehrerinnen. Unsere Analyse zeigt,
dass solche Personen nur in wenigen Fällen gezielt
durch eine der vier Maßnahmen gefördert werden.
18 Zwar betrachten Cramer et al. (2005) die Beauftragung Dritter
mit der gesamten Vermittlung und Teilaufgaben der Vermittlung
nicht getrennt, dennoch war im Untersuchungsjahr 2004 die Teil-
aufgabenvariante die dominante Form der Förderung.
19 Ältere werden nach Heinemann/Gartner/Jozwiak (2006) im
Vergleich zu ihrem Anteil im Arbeitslosenbestand auch nicht
überproportional mit Eingliederungszuschüssen oder beruflicher
Weiterbildung gefördert. Nur in Ostdeutschland werden Ältere
überproportional mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gefördert.
Wolff/Hohmeyer (2006) zeigen, dass Ältere auch in Arbeitsgele-
genheiten der Mehraufwandsvariante zu geringerem Anteil geför-
dert wurden als es ihrem Anteil am Arbeitslosenbestand ent-
spricht. Durch die Einführung eines Sonderprogramms für über
58-Jährige hat sich ihre Beteiligung im zweiten Halbjahr 2005 er-
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Damit bestätigen sich die Ergebnisse von Winter-
hager (2006), der eine geringere Teilnahmewahr-
scheinlichkeit von Ausländern an Beauftragungen
Dritter mit der gesamten Vermittlung feststellt. Per-
sonen mit gesundheitlichen Einschränkungen wer-
den womöglich durch andere Maßnahmen Ð wie
Lohnkostenzuschüsse Ð effektiver in den Arbeits-
markt eingegliedert.
Auch gering qualifizierte Personen und Langzeitar-
beitslose gehören zum Personenkreis mit besonders
geringen Aussichten auf eine zügige Rückkehr in
den ersten Arbeitsmarkt. Hier zeigt sich, dass Ge-
ringqualifizierte nur in Beauftragungen mit Teilauf-
gaben der Vermittlung besonders gefördert werden.
Die Übergangsraten in die vier Maßnahmevarianten
variieren zum Teil sehr unterschiedlich mit der
Dauer der Arbeitslosigkeit: Für nicht-betriebliche
TM steigen die Übergangsraten (außer für Frauen
in Ostdeutschland) mit der Dauer der Arbeitslosig-
keit an. Für die Beauftragung Dritter mit Teilaufga-
ben der Vermittlung sind die Übergangsraten nach
einer längeren Arbeitslosigkeitsdauer am höchsten
(außer für westdeutsche Frauen). Bei betrieblichen
TM sind die Übergangsraten hingegen bei kürzerer
Arbeitslosigkeitsdauer (vier bis sechs Monate) hö-
her. Bei Beauftragungen mit der gesamten Vermitt-
lung zeigt sich kein systematischer Zusammenhang
mit der Arbeitslosigkeitsdauer.
Durch die Einführung des SGB II wurden zahlrei-
che Personen als arbeitslos registriert, die zuvor
nicht dazu verpflichtet waren, sich arbeitslos zu mel-
den. Dazu gehören Partner von Personen, die vor
dem Eintritt ins SGB II Arbeitslosengeld oder Ar-
beitslosenhilfe bezogen haben, aber auch Personen
aus ehemaligen Sozialhilfehaushalten. Es handelt
sich dabei zum Teil um Personen, die in der Vergan-
genheit nicht im Erwerbsleben standen, keine Ar-
beit gesucht haben und keine Lohnersatzleistungen
bezogen haben, dem Arbeitsmarkt besonders fern
standen und damit besonders große Lücken in ihrer
Erwerbshistorie aufweisen. Diese Personengruppe
wird jedoch unseren Ergebnissen zufolge durch
keine der untersuchten Maßnahmen besonders ge-
fördert.
Bei betrieblichen TM finden wir Hinweise darauf,
dass „Creaming“ stattfindet: schwer Vermittelbare
werden nicht überproportional gefördert. TM wer-
den auch intensiv genutzt, damit junge Erwachsene
nicht länger als drei Monate (registriert) arbeitslos
sind. Eine solch starke Konzentration auf junge Er-
wachsene könnte dafür sprechen, dass zahlreiche
Personen in dieser Altersgruppe gefördert werden,
die eine Förderung gar nicht benötigen.
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Für die Beauftragung Dritter mit der gesamten Ver-
mittlung lassen sich Gründe für eine geringe Ziel-
gruppenorientierung auf schwer Vermittelbare fin-
den, die in der Ausgestaltung der Maßnahme selbst
liegen. So besteht die Voraussetzung einer erfolgrei-
chen Vermittlung in einen Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsplatz in einer beruflichen bzw. schulischen
Qualifikation, womit sich geringe Teilnahmewahr-
scheinlichkeiten für junge Geringqualifizierte erklä-
ren lassen. Gesundheitliche Einschränkungen kön-
nen ebenfalls die unmittelbare Vermittlung in den
Arbeitsmarkt behindern. Daher weist der von ge-
sundheitlichen Einschränkungen betroffene Perso-
nenkreis geringere Teilnahmewahrscheinlichkeiten
auf als nicht betroffene Personen. Einzig bei Beauf-
tragung Dritter mit Teilaufgaben der Vermittlung
zeigen sich Klienten mit ausgeprägten Vermittlungs-
hemmnissen als Zielgruppe, da sowohl Personen mit
sehr langen Arbeitslosigkeitsdauern, geringer Quali-
fizierung, Maßnahmekarrieren und wenig Berufser-
fahrung höhere Zuweisungswahrscheinlichkeiten in
diese Maßnahme aufweisen als andere. Diese Maß-
nahme zielt auf Profiling, Aktivierung der Eigenbe-
mühungen durch Bewerbungs- und Fallmanage-
ment, die einer Integration in den Arbeitsmarkt vor-
geschaltet sind.
Ein weiterer Grund für die geringe Zielgruppenori-
entierung von nicht-betrieblichen TM sowie der Be-
auftragung Dritter können die bereits mittelfristig
eingekauften Maßnahmekontingente sein. Da sie
bereits bezahlt sind, besteht für die persönlichen
Ansprechpartner ein Anreiz, sie auch zu besetzen.
Dies könnte dazu führen, dass die Zuweisung der
Teilnehmer weniger durch Vorgaben zur Zielgruppe
einer Maßnahme, sondern vielmehr durch das Er-
fordernis der Maßnahmebesetzung bestimmt wird.
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